
„Abknallen“ 
muss sich keiner lassen!

Bedrohungen im Internet

Der Bundespräsident ap-
pellierte in seiner Neu-
jahrsansprache an die 

Bevölkerung, ohne Schaum vorm 
Mund zu streiten. Wunschden-
ken! Denn wer sich aktiv pro-Jagd 
in sozialen Netzwerken positio-
niert oder – wie der niederländi-
sche Jäger, der kürzlich im Rah-
men des Notstandes einen Wolf 
erschoss – am Nasenring durch 
die Internet-Manege gezogen 
wird, der wäre zuweilen froh, 
wenn überhaupt mit ihm gestrit-

ten würde. Egal ob mit oder ohne 
Geifer vorm Äser. 

Ganz offensichtlich wollen 
immer mehr Tierschutz-, Tier-
rechts-, Pro-Wolf-, Anti-Jagd- oder 
„was-weiß-ich“-Aktivisten nicht 
streiten. Ihr Ziel ist es, zu vernich-
ten. Wer so durchdrungen ist von 
der Richtigkeitsannahme des ei-
genen Anliegens, der hält sich 
nicht an Regeln – weder des An-
stands noch des Gesetzes.

 Nach deren Denke verliert 
jeder, der nicht der „unumstößli-

chen Wahrheit“ zu folgen bereit 
ist, seine Rechte. Unter anderem 
das Recht auf eine abweichende 
Meinung. 

Gleich ob angesägte Leiter-
sprossen, gelockerte Radmuttern 
oder Stalleinbrüche – mit der 
Preisgabe des Eigentumsrechtes 
und der Inkaufnahme von Kör-
perverletzungen wird zudem die 
nächste Latte gerissen. 

Doch selbst damit ist das En-
de noch nicht erreicht. Ob nun 
der Wolfserleger oder das „Weid-

fräulein“ – eine junge Dame, wel-
che aufgrund des Berichtes einer 
Fuchserlegung durch die Face-
book-Internethölle gehen musste. 
Wer nicht (allen) Tieren das un-
bedingte Recht auf Leben zubil-
ligt, der muss – aus Sicht so man-
chen Tierrechtlers – eben selber 
physisch ausgelöscht werden. 

Abgründe tun sich auf, wird 
in die Kloake der Kommentar-
funktion von Facebook-Posts 
hinabgetaucht: Erschießen, Auf-
schlitzen, den Wölfen zum Fraß 
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Hier wird nicht nur massiv belei-
digt, sondern der Straftatbestand 
der „Nachstellung“ erfüllt

Facebook ist kein rechtsfreier Raum, wenn-
gleich das so mancher selbsternannte „Wolfs-

anwalt“ zu glauben scheint. Da wird unter  
anderem zu Treibjagden auf „grüne Huren-

söhne“ aufgerufen. Das geht eindeutig zu 
weit: Der DJZ-Jurist weiß, was zu tun ist.

vorwerfen, 50 Meter Vorsprung ge-
ben und abknallen, Haut abziehen, 
Vergewaltigen ... Der enthemmte 
Internetpöbel setzt seinen blü-
henden Vernichtungsphantasien 
keine Grenzen.

Täter: Hooligan bis Omi

Werden die Profile dieser Tier-
schutz-, Tierrechts-, Pro-Wolf-, 
Anti-Jagd- oder „was-weiß-ich“-
Aktivisten betrachtet, fällt eine 
sonderbare Vielfalt der Truppe 

auf: Sven S., Internetkrimineller 
aus Konstanz, der den niederlän-
dischen Hurensohn nebst seiner 
ganzen Sippschaft von Kopf bis zur 
Sohle aufschlitzen“ will, posiert auf 
seinem Facebook-Profil mit Hoo-
liganklamotten und Schuhen in 
Deutschlandfarben, aberwitzigen 
Tattoo-Oberkörper-frei-Fotos so-
wie seiner Bulldogge. 

Monika L., die nett wirkende 
Wolfschutz-Omi aus Berlin, die 
sich wünscht, dass die Dreck-
schweine alle abgeknallt werden, 

kuschelt hingegen – offenbar um-
rahmt von Bildern ihrer Enkel – 
auf dem Sofa mit ihrer Katze. 

Ein minderjähriger Tunicht-
gut, dessen orthografische Fähig-
keiten mangelhaft sind, und des-
sen Profilbild eine Collage aus 
heulendem Wolf und Herzen 
zeigt, gibt sein gesamtes Reper-
toire an Fäkalausdrücken zum  
Besten. 

Freie Meinung?

Wer sich entschließt, gegen ein 
solches Treiben anzugehen, hat  
es nicht leicht. Denn Facebook  
und Co. sind verschwiegen. Tech-
nisch stellt Facebook nur die Platt-
form zur Verfügung, auf der die 
„User“ etwas veröffentlichen oder 
kommentieren können, und 
macht sich die Inhalte nicht zu 
eigen. 

Seit Jahren stemmt sich der 
Internetgigant beharrlich dage-
gen, bei Rechtsverletzungen ei-
geninitiativ vorzugehen oder den 
„Opfern“ die Möglichkeit zu ge-
ben, dieses selber zu tun. Face-
book hat sich und seinen Nutzern 
zwar im Rahmen der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen Spielre-
geln auferlegt, doch deren Einhal-
tung wird nicht konsequent über-
wacht. 

Die „Gemeinschaftsstan-
dards“ genannten Kriterien sind 
darüber hinaus von den im Hei-
matland des Unternehmens gel-
tenden Wertvorstellungen ge-
prägt. Auf der einen Seite wird 

– US-Rechtstraditionen folgend 
– der Meinungsfreiheit ein gewal-
tiger Spielraum eingeräumt. Auf 
der anderen Seite fallen die Pro-
grammierer – ganz das prüde 
Amerika – irgendwo im fernen 
Kalifornien gleich reihenweise in 
Ohnmacht, wenn irgendwo eine 
Brustwarze hervorblitzt. 

Wer bei Facebook beleidigt, 
bedroht oder gestalkt wird, kann 
sich nicht auf die engagierte Mit-
hilfe der „Amis“ verlassen. Bes-
tenfalls wird der Account des 
Rechtsverletzers kurz gesperrt.

Auf Tätersuche

„Selbst ist der Mann“ heißt daher 
die Devise. Soll gegen eine Belei-
digung vorgegangen werden, 
muss detektivischer Spürsinn ak-
tiviert und mit den wenigen frei 
verfügbaren Informationen (User-
name, Wohnort etc.) bei Google 
auf die Suche gegangen werden. 

Bei Benutzer-Profilen wie 
„Wolfsfee82“ oder „All hunters are 
bastards“ ist das natürlich sinnlo-
se Liebesmüh. Vor noch nicht 
allzu langer Zeit war an dieser 
Stelle „Ende Gelände“, denn Fa-
cebook rückt die Anmeldedaten 
seiner Mitglieder nicht freiwillig 
heraus. 

Der Gesetzgeber hat mittler-
weile allerdings die eine oder 
andere Komfortzone für Internet-
kriminelle ins Visier genommen 
und schuf vor knapp 2 Jahren ein 
Gesetz mit dem wunderschönen 
deutschen Namen Gesetz zur Ver-
besserung der Rechtsdurchsetzung 
in sozialen Netzwerken (Netzwerk-
durchsetzungsgesetz - NetzDG). 

Wer zu seinem Recht kommen 
will, hat dennoch einen langen 
Weg vor sich. Kommt es zu Äu-
ßerungen, die Straftatcharakter 
haben, ist Facebook immer noch 
nicht gegenüber dem Betroffenen, 
sondern lediglich gegenüber den 
Strafermittlungsbehörden zur 
Auskunft verpflichtet. 

Ein Opfer von „Facebook-
Kriminalität“ muss alle verfügba-
ren Informationen über die be-
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Auch der Autor wird von den  
Internetkriminellen angegangen

treffende Äußerung und den 
Rechtsverletzer durch Screen-
shots sichern, oder das Ganze vom 
Bildschirm abfotografieren. 

Wird der gesamte Kladderra-
datsch dann zusammen mit der 
Stellung eines Strafantrages bin-
nen der 3-monatigen Strafantrags-
frist an die Polizei geschickt, 
nimmt diese Ermittlungen auf und 
bekommt im Idealfall Name, An-
schrift und Email-Adresse des 
Täters heraus. Erst über die Ein-
sicht in der Ermittlungsakte er-
fährt der Geschädigte nach Wo-
chen oder Monaten endlich, mit 
wem er es zu tun hat. 

Wer im Internet beleidigt wor-
den ist, kann vom Täter jetzt die 
Löschung des Eintrages, die Ab-
gabe einer Unterlassungserklä-
rung und die Zahlung eines 
Schmerzensgeldes verlangen. 
Werden – wie im Falle des nie-
derländischen Wolfserlegers oder 
des „Weidfräuleins“ – Adress- oder 
Telefondaten bekanntgegeben 
und gar noch zu „Menschenjag-
den“ auf die Betroffenen aufge-
fordert, liegt neben der Beleidi-
gung auch ein Fall der „Nachstel-

lung“ nach § 238 Strafgesetzbuch 
vor. 

Strafe muss sein

Der niederländische Wolfserleger 
hat sich nach den ersten Nieder-
schlägen im Internet aufgerappelt 
und zum Angriff angesetzt. Ein 
selbsternannter „Wolfsanwalt“ 
etwa, der zur Hetzjagd auf den 
Weidmann aufgerufen hat, kann 
wegen der Offenlegung der Iden-
tität und den Beleidigungen des 
Niederländers jetzt wie ein Wolf 
heulen. Er sieht sich 2 Straf- 
anzeigen, 2 einstweiligen Verfü-
gungen, 2 Unterlassungsklagen 
und 2 Schmerzensgeldprozessen 
ausgesetzt.

Auch das Weidfräulein hat 
mittlerweile zum Gegenschlag 
ausgeholt. Dank der intensiven 
Unterstützung des DJV wurden 
mittlerweile diverse Strafbefehle 
seitens der Staatsanwaltschaft be-
antragt und Schmerzensgeldkla-
gen eingereicht. 

Was die eingangs beschriebe-
ne Streitkultur anbelangt, stehen 
für den einen oder anderen Wolfs-
kuschler oder Tierrechtler nun 
mehrere schmerzhafte Lernpro-
zesse an.  Dr. Heiko Granzin

Ich fürchte, dass es rechtlich 
keine Möglichkeiten für Sie gibt. 
Die Verträge liegen zwar der Un-
teren Jagdbehörde 
vor. Für einen Exter-
nen besteht aber 
keine Chance der 
Einsicht in die Akten 
oder der Auskunft. 
Sie müssten ein be-
rechtigtes Interesse 
gegenüber der Be-
hörde nachweisen; 
Ihre persönlichen 
Ambitionen hinsicht-
lich der Anpachtung eines Jagd-
reviers gehören nicht dazu. Inso-
weit bräuchten Sie für die Einsicht 

in jeden einzelnen Vertrag z.B. 
einen Jagdgenossen, den sie als 
„Strohmann“ vorschicken könn-

ten. Auch ein Land-
pächter könnte ein  
berechtigtes Inter-
esse vortragen, da er 
im Falle eines Wild-
schadens wissen 
muss, an wen er sich 
als Ersatzpflichtigen 
wenden kann. 
Insoweit bleibt ihnen 
nur, Ohren und Augen 
offenzuhalten und in 

der betreffenden Region mit je-
dem Jäger und Landwirt ein Bier 
zu trinken.

Rechtsanwalt 
Dr. Heiko Granzin 

Kostenlose Rechtsberatung für DJZ-Leser

Seit mehr als einem Jahr bietet die DEUTSCHE JAGDZEITUNG Abonnen-
ten eine kostenlose Erstberatung in jagdrechtlichen Fragestellungen 
an. Seitdem erreichten die Redaktion (djz-rechtsberatung@paulparey.
de) rund 150 Anfragen. Beispielhaft geben wir auch 2019 pro Ausgabe  
je einen „Leserfall“ sinngemäß wieder:

„Von wem kann ich erfahren, welche Jagd- 
bezirke es in meiner Umgebung gibt, an wen  

sie verpachtet und wie teuer sie sind?“
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Novelle für Praktiker
Pünktlich zum neuen Jagd-

jahr tritt in NRW das neue 
Jagdrecht in Kraft. Mit der 

Novellierung ist das Land wieder 
an bundesrechtliche Vorgaben an-
gepasst. Dazu gehört insbesonde-
re die Liste jagdbarer Arten, die 
wieder dem Bundesrecht gleicht. 
Zu wesentlichen Neuregelungen 
zählen die Anhebung der Kirr-
menge auf 1 Liter und Lockerung 
des Baujagdverbots auf Füchse 
und Dachse.

Ferner wurde unnötige Büro-
kratie abgebaut. Zudem praxisfer-
ne Einzelbestimmungen, die unter 
der Vorgängerregierung entstan-
den, wieder aufgehoben. 

Der LJV betont, dass es eine 
jagdpolitische Wende zu mehr 
jagdpraktischer Vernunft gäbe. 
Handwerkliche Fehler im alten 
Gesetz der SPD-Grünen-Regie-
rung seien durch praxisnahe Ent-
scheidungen unter Beachtung 
naturschutzfachlicher und sozialer 
Anforderungen behoben worden.

Das „Ökologische Jagdgesetz“ des  
grünen Ministers Johannes Remmel  

ist entsorgt. Ab 1. April gilt in Nord-
rhein-Westfalen ein neues. Der LJV  

jubelt: jagdpolitische Wende zu mehr 
jagdpraktischer Vernunft! Ein Überblick:

NRW: Neues Jagdrecht

Die wichtigsten  
Änderungen

-  Ausrichtung der Liste jagdbarer 
Arten an das Bundesjagdgesetz

-  Änderung mehrerer Jagdzeiten 
-  Möglichkeit der Fütterung von 

Schalenwild vom 1. Januar auf 
15. Dezember vorgezogen. (En-
det am 30. April)

-  Kirrmenge auf 1 Liter angehoben 
-  An Nicht-Wiederkäuer dürfen 

Insekten, Hühnereier, Fallwild, 
Aufbrüche (mit Ausnahme von 
Schwarzwild) sowie Nutria und 
Bisam verfüttert werden 

-  Verbot, Schalenwild im Umkreis 
von 300 Meter von Fütterungen 
zu erlegen

-  Lockerung des Baujagdverbots 
auf Füchse und Dachse. In Na-
turbauten bleibt Jagd untersagt.

-  Aufhebung praxisferner Einzel-
bestimmungen, wie zusätzliche 
Kontrolle von Lebendfallen mor-
gens und abends trotz elektroni-
scher Melder 

-  Elektronische Fangmeldesysteme 
sind Pflicht und müssen 2 Mal 
täglich eine Statusmeldung sen-
den

-  Mindestpachtdauer beträgt 9 Jah-
re 

-  Ein Jagdgenosse oder sein Ver-
treter, der eine Jagd von der Jagd-
genossenschaft pachten möchte, 
darf an der Abstimmung über 
Vergabe teilnehmen

-  „Schießübungsnachweis für Be-
wegungsjagden“ wird durch 
„Schießübungsnachweis“ ersetzt 

-  Auf Schießstand/im Schießkino 
sind die bisherigen Disziplinen 
ohne Bewertung mit dem für 
Schwarzwild zugelassenem Kali-
ber zu schießen 

-  Verbot bleihaltiger Munition wird 
gelockert; ausgenommen sind 
Büchsen bis einschließlich Kali-
ber 5,6 mm/.22

-  Lockjagd auf Krähen mit Tauben- 
oder Krähenkarussel erlaubt, 
sofern Vogelattrappen eingesetzt 
werden

-  Bei Jagd auf Schalenwild sind 
Bewegungsjagden und Einsatz 
von Hunden in der Zeit vom  
16. bis 31. Januar verboten

-  Einschränkung der Jagd in Na-
turschutz- und FFH-Gebieten 
kann nur die Untere Jagdbehör-
de anweisen

-  Untere Jagdbehörde kann auf 
Vorlage von Trophäen und Kie-
fern auf Hegeschau bestehen

-  Bei Hundeausbildung dürfen 
flugfähige und kurzzeitig (max. 
15 Minuten) flugunfähige Stock-
enten eingesetzt werden

-  Hundeausbildung im Schwarz-
wildgatter ist erlaubt

-  Anmeldefrist von Wildschäden 
ist wieder Wochenfrist

-  Betretungsverbot für jagdliche 
Ansitzeinrichtungen wieder auf 
alle jagdlichen Einrichtungen 
ausgeweitet

Zudem wurde in NRW als 1. Bun-
desland die Jagdabgabe abgeschafft. 
Darüber lesen Sie in der Mai-Aus-
gabe der DJZ.  eb
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